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Regionale Wirtschaftsförderung

Großes Manko

Im Juni verabsciiiedeten die Wirtschaftsminister 
von Bund und Ländern den 7. Rahmenplan für die 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio­
nalen W irtschaftsstruktur“ . Er sieht vor, durch die 
Förderung privater Investitionen von jährlich rund 
11,5 Mrd. DM und kommunaler Investitionen zur 
Verbesserung der wirtschaftsnahen Infrastruktur 
in Höhe von jährlich rund 500 Mill. DM bis zum 
Jahre 1981 301 000 neue Arbeitsplätze zu schaffen 
und 167 000 gefährdete Arbeitsplätze zu sichern. 
1978 sollen dafür 848 Mill. DM (jeweils zur Hälfte 
von Bund und Ländern) als Zuschüsse sowie rund 
746 Mill. DM Investitionszuiagen zur Verfügung 
stehen.
Es ist zu begrüßen, daß mit diesen Mitteln in Zu­
kunft auch Betriebe des tertiären Sektors, soweit 
sie überregionale Dienstleistungen anbieten, ge­
fördert werden können. Damit wurde die Möglich­
keit zur Förderung qualifizierter und umwelt­
freundlicher Arbeitsplätze wesentlich erweitert.

Leider läßt jedoch auch dieses 7. Rahmenpro­
gramm die von Experten schon seit langem ge­
forderte Beschränkung auf weniger Fördergebiete 
vermissen. Statt dessen wurden fünf weitere Ar­
beitsmarktregionen zu Fördergebieten erklärt, so 
daß nunmehr über 60%  der Fläche des Bundes­
gebietes -  gemessen an der Bevölkerungszahl 
36%  -  als strukturschwache Gebiete eingestuft 
sind. Auch die Zahl von rund 330 Schwerpunkt­
orten erscheint angesichts der Begrenztheit der 
zur Verfügung stehenden Mittel nach wie vor zu 
hoch, um wirklich nachhaltige Wirkungen erwarten 
zu lassen.
Um diese Wirkungen erfassen und quantifizieren 
zu können, müßte jedoch zunächst einmal eine 
effiziente Erfolgskontrolle für die regionalpoliti­
schen Programme institutionalisiert werden. Ob­
wohl die Schwierigkeiten der Effizienzmessungen 
nicht verkannt werden dürfen, muß es als das 
größte Manko des neuen Rahmenplans angese­
hen werden, daß dies immer noch nicht gelungen 
ist. wei

RGW-Ratstagung

Offener Widerstand

Die Tagesordnung der kürzlich zu Ende gegan­
genen 32. Ratstagung des RGW in Bukarest spie­
gelte nicht das gesamte Diskussionsspektrum der
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teilnehmenden Länder wider. Nach den Vorstel­
lungen Moskaus sollte auf dieser Tagung eine 
Änderung der RGW-Statuten beschlossen werden 
mit dem Ziel, das bisher geltende Einstimmig­
keitsprinzip für Ratsentscheidungen durch das 
Mehrheitsprinzip abzulösen. Daß dieser Vorstoß 
nicht einmal auf die Tagesordnung kam, ist auf 
den offenen Widerstand Rumäniens zurückzufüh­
ren, das einen zu großen nationalen Souveräni­
tätsverzicht, verbunden mit einer stärkeren sowje­
tischen Stellung, befürchtete. Unterstützung soll 
Rumänien dabei von einigen kleineren RGW-Län- 
dern — genannt wurden Ungarn und überraschend 
auch die sonst so moskautreue DDR — erhalten 
haben.

Die genannten Befürchtungen bestehen nicht zu 
Unrecht: Die Sowjetunion hatte bereits unter 
Chruschtschows Führung im Jahre 1962 und spä­
ter im Jahre 1969 Vorstöße zur Stärkung der Ent­
scheidungskompetenzen des RGW -  hier ging es 
sogar um die Einführung eines zentralen Planes -  
unternommen, war aber jedes Mal am entschie­
denen Widerstand Rumäniens gescheitert. Nun 
versucht Moskau über multilaterale „Sonderpro­
gramme“ (Maschinenbau, Energie, Treibstoffe, 
Rohstoffe, Landwirtschaft, Nahrungsmittel), die 
die Grundlage für die Koordinierung der nationa­
len Pläne bilden sollen, und die Bildung m ulti­
nationaler Gesellschaften, vor allem zum Abbau 
von Rohstoffen, seinen Einfluß zu stärken. Wie die 
anderen M itglieder zu diesen Projekten stehen, 
bleibt abzuwarten; in Rumänien jedenfalls kon­
zentrierte sich das aktuelle publizistische Inter­
esse weniger auf die Ratstagung als vielmehr auf 
die zur gleichen Zeit stattfindende Tagung des 
rumänisch-amerikanischen Wirtschaftsrates, die 
von rumänischer Seite demonstrativ als „be isp ie l­
los“ in den Beziehungen beider Länder bezeich­
net wurde. ud

Entwicklungsländer 

Flucht nach vorn

W ährend sich die ungünstigen Voraussagen über 
die weltw irtschaftliche Entwicklung häufen und in 
allen Industrieländern verhaltener Optimismus 
oder Pessimismus die Prognosen bestimmen, ge­
rät die Armut der Entwicklungsländer leicht in 
Vergessenheit. So wurde in der Vorbereitungs­
phase des W irtschaftsgipfels viel von Protektio­
nismus, Konjunkturankurbelung, abgestimmter 
W ährungspolitik und Abbau der Arbeitslosigkeit 
gesprochen. Der Nord-Süd-Konflikt und das Ge­
fälle zwischen armen und reichen Ländern wurden 
demgegenüber allenfalls am Rande behandelt.
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Daß die Entwicklungsländer in dieser Situation die 
Flucht nach vorn antreten, ist nicht erstaunlich. So 
hat die UNCTAD kürzlich darauf hingewiesen, daß 
die Lage der Entwicklungsländer noch weitaus 
schlechter ist als die der Industriestaaten. Als 
Indiz werden die mit 4,5 bis 5 %  im Jahresdurch­
schnitt 1977/1978 deutlich hinter dem 6% -Z ie l zu­
rückgebliebenen Wachstumsraten der Entwick­
lungsländer sowie ihre steigende Verschuldung 
angeführt. Abhilfe — so meint die UNCTAD in 
ihrer Stellungnahme — könnten nur der Abbau 
protektionistischer Maßnahmen, die Steigerung 
der realen Kaufkraft der armen Länder durch hö­
here Rohstoffpreise und die Verlagerung geeig­
neter Industrien in Entwicklungsländer schaffen.

Dieser Appell sollte die Mächtigen in den reichen 
Ländern erneut daran erinnern, bei ihren Bemü­
hungen um die Stabilisierung der eigenen Volks­
wirtschaften auch die Interessen der armen Län­
der nicht zu vergessen. Diese Staaten lassen sich 
nicht mehr mit der Variante der schnell totgesag­
ten Lokomotivtheorie beruhigen, nach der schnel­
les Wachstum in den Industrieländern automatisch 
zur Expansion in den Entwicklungsländern führt. 
Notwendig sind vielmehr große Anstrengungen 
der Industrieländer und vor allem Leistungen für 
die Entwicklungshilfe in Übereinstimmung mit 
dem 1 %-Dekadenziel. Die jüngsten DAC-Statisti- 
ken zeigen, daß die meisten Industrieländer hier­
von noch weit entfernt sind. mk

Erdöl

Absehbare Verknappung

A u f der OPEC-Konferenz in Genf haben Saudi- 
Arabien und der Iran ihre Forderung durchgesetzt, 
den Rohölpreis bis Ende dieses Jahres nicht zu 
erhöhen. Dabei spielten der sich nunmehr erho­
lende Dollarkurs und das zur Zeit herrschende 
Überangebot an Erdöl eine ausschlaggebende 
Rolle. Ein Anhalten der sich im Frühjahr abzeich­
nenden Stagnation der Ö lproduktion der OPEG- 
Länder würde sogar zu einem Rückgang ihrer rea­
len Exporte im Jahre 1978 führen.

Saudi-Arabien, das 1977 über ein Drittel der Erd­
ölproduktion der OPEC-Länder und ein Viertel 
der Erdölreserven der Welt verfügte, wäre sicher­
lich auch im nächsten Jahr in der Lage, eine wei­
tere Erhöhung der Zahlungsbilanzdefizite der 
OECD-Länder durch seine gemäßigte Preispolitik 
zu bremsen. Ob ein kurzfristig stabiler Rohölpreis 
auf lange Sicht im Interesse dieser Länder liegt, 
ist jedoch fraglich. Denn eine Verknappung der 
mit den herkömmlichen und relativ kostengünsti­
gen Produktionstechniken erschließbaren Reser­
ven um die Mitte der achtziger Jahre ist bereits 
heute absehbar. Eine allmähliche Ölpreisanhe­

bung würde zwar den gegenwärtig von den west­
lichen Industrieländern angestrebten Aufschwung 
erschweren, sie jedoch langfristig vor sehr hohen 
und vor allem ruckartigen Preissteigerungen be­
wahren.
Weder die Produktionsanstrengungen in der Nord­
see und in Alaska, noch die bisher getroffenen 
Energiesparmaßnahmen reichen aus, um die Erd­
ölimporte zu verringern. Die wiederholten Appelle 
der Internationalen Energieagentur (lEA) an ihre 
M itgliedstaaten, die Erdöleinfuhren bis 1985 auf 
26 Mill. Barrel täglich herabzuschrauben, können 
nicht ernst genug genommen werden. mu

Luftverkehr

Ende des Kartells?

Anfang Juni fand in Montreal eine Konferenz der 
International A ir Transport Association (lATA) 
statt, deren Ergebnis nach Ansicht von Experten 
das Ende des internationalen Preiskartells der 
Luftverkehrsgesellschaften bedeuten könnte. Mit 
knapper Mehrheit wurde nämlich beschlossen, die 
bisherige Bindung der M itglieder an die lATA- 
Tarife aufzuheben, um damit eine Preiskonkurrenz 
zu Nichtm itgliedern -  d. h. primär zu den erheb­
lich billigeren Chartergesellschaften -  zu ermög­
lichen.
Für den Fluggast w ird sich dieser Beschluß -  
nach erfo lgter Ratifizierung durch die Regierun­
gen — sicherlich für einige Zeit positiv auswirken; 
Auf vielen Routen dürften die Preise fallen. Damit 
würde auch die von US-Präsident Carter eingelei­
tete Luftverkehrspolitik des „cheap is beautifu i“ 
ihr Ziel vorerst erreicht haben. Doch man sollte 
nicht nur diese Seite der Medaille sehen. Denn zu 
Preissenkungen würde es vermutlich nur auf den 
stark beflogenen Strecken kommen, auf den an­
deren wäre wegen geringer Konkurrenz eher mit 
Preissteigerungen zu rechnen. Außerdem könnten 
stark sinkende Preise trotz steigender Auslastung 
zu sinkenden Erträgen, in manchen Fällen sogar 
zu Verlusten führen. Der Nordatlantikverkehr ist 
hierfür ein Beispiel.
Es überrascht wenig, daß gerade von den kleinen 
Gesellschaften Afrikas und Asiens Proteste gegen 
den Beschluß zu vernehmen waren. Denn den 
Großen würde eine solche Entwicklung sicherlich 
nicht den Todesstoß versetzen; sie könnten -  da 
zumeist in öffentlichem Besitz -  mit Subventionen 
aus der Staatskasse rechnen. Und sollte es gelin­
gen, die lästige Konkurrenz aus dem Markt zu 
treiben, so wären sich die überlebenden Großen 
sicher bald w ieder einig, m ittels steigender Preise 
zurück in die Gewinnzone zu fliegen. Ist also 
„cheap“ auf lange Sicht w irklich so „beautifu i“ ?

iwe
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